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Gericht 

Verwaltungsgerichtshof 

Entscheidungsdatum 

28.08.2024 

Geschäftszahl 

Ra 2023/08/0087 

Hinweis auf Stammrechtssatz 

GRS wie Ra 2019/08/0124 E 5. Dezember 2019 RS 1 (hier nur die ersten beiden Sätze) 

Stammrechtssatz 

Gemäß § 25 Abs. 5 BUAG hat die Bezirksverwaltungsbehörde nach einem Einspruch gegen einen gemäß 
§ 25 Abs. 3 BUAG ergangenen Rückstandsausweis mit Bescheid über die Richtigkeit der Vorschreibung 
zu entscheiden. In der Begründung dieser Entscheidung ist im Fall der Bestreitung die (hier nicht in 
Rechtskraft erwachsende) Vorfrage zu beantworten, ob der Arbeitgeber den Vorschriften dieses 
Bundesgesetzes unterliegt oder ob für das in Betracht kommende Arbeitsverhältnis dieses Bundesgesetz 
Anwendung findet. Diese Frage kann in einem auf Antrag der BUAK eingeleiteten Verfahren nach § 25 
Abs. 6 BUAG auch als Hauptfrage (Sache des Verfahrens) in einer der Rechtskraft fähigen Weise (durch 
Aufnahme in den Spruch der Entscheidung) beantwortet werden (VwGH 30.1.2018, Ra 2017/08/0018, 
0036). Eine Verpflichtung der BUAK, einen solchen Feststellungsantrag zu stellen, ist § 25 Abs. 6 
BUAG ebenso wenig zu entnehmen wie eine Pflicht der Behörde, von Amts wegen über die genannte 
Frage einen Feststellungsbescheid zu erlassen. § 28 Abs. 3 zweiter Satz VwGVG berechtigte das 
Landesverwaltungsgericht nicht, den angefochtenen Bescheid (Ablehnung des Einspruchs gegen den 
gemäß § 25 Abs. 3 BUAG von der BUAK ausgestellten Rückstandsausweis) zu beheben und die 
Angelegenheit an die belangte Behörde (Bezirkshauptmannschaft) zum Zweck der Änderung 
(Ausdehnung) des Streitgegenstandes durch die BUAK zurückzuverweisen. 

European Case Law Identifier 

ECLI:AT:VWGH:2024:RA2023080087.L01 


